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5 1 8 . Verordnung: Übertragung der Durchführung der Eignungsprüfung
5 1 9 . Verordnung: Festlegung von Warenkontingenten in der Ausfuhr
5 2 0 . Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes der

B 69 Südsteirische Grenz Straße im Bereich der Gemeinde Soboth
5 2 1 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 143 Hausruck Straße im Bereich der

Marktgemeinde Eberschwang

518. Verordnung des Bundeskanzlers betref-
fend die Übertragung der Durchführung der

Eignungsprüfung

Gemäß § 39 Abs. 2 des Ausschreibungsgesetzes
1989, BGBl. Nr. 85, in der Fassung BGBl.
Nr. 366/1991 wird die Durchführung der Eig-
nungsprüfung für die Aufnahme im Ressortbereich
des Bundeskanzleramtes in die Verwendungsgrup-
pen A und B oder in gleichwertige Verwendungen
der Verwaltungsakademie des Bundes übertragen.

Vranitzky

519. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Fest-
legung von Warenkontingenten in der Ausfuhr

Auf Grund der§§ 12und 13 des Außenhandelsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 377/1988, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage 1 zu
dieser Verordnung genannten Waren mit Ur-
sprungsland Österreich und Bestimmungsland Ver-
einigte Staaten von Amerika werden für die Zeit
vom 1. Oktober 1991 bis 31. Dezember 1991 nach
Maßgabe der Anlage 1 mengenmäßige Ausfuhrkon-
tingente festgelegt. Im Rahmen dieser Kontingente
werden Ausfuhrbewilligungen nach Maßgabe der
nachstehenden Bestimmungen erteilt.

(2) Für die Ausfuhr der dieser Verordnung
unterliegenden Waren ist weiters ein amtlich

aufgelegtes Formular gemäß Anlage 2 der Verord-
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie über die Festlegung von Warenkontingen-
ten in der Ausfuhr, BGBl. Nr. 110/1986, in
dreifacher Ausfertigung erforderlich. Das Zollamt
hat die Ausfuhr in dem dafür vorgesehenen Feld zu
bestätigen.

(3) Der Ursprung der Ware in Österreich ist
durch Vorlage eines Ursprungszeugnisses im Sinne
des § 4 des Zollgesetzes 1988, BGBl. Nr. 644,
nachzuweisen.

§ 2. Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden erstmalig auf
der Grundlage aller nach dem 24. September 1991
eingelangten und am 1. Oktober 1991 vorliegenden
Anträge, soweit diese ordnungsgemäß und vollstän-
dig sind, unter den Antragstellern, die für sich oder
ihre Konzernunternehmungen in der Zeit vom
1. Jänner 1988 bis 31. Dezember 1988 getätigte
Ausfuhren von in der Anlage 1 genannten Waren
mit Ursprungsland Österreich und Bestimmungs-
land Vereinigte Staaten von Amerika nachweisen,
verteilt. Zum Nachweis der Ausfuhr ist von den
Antragstellern mit dem Antrag dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten insbesondere
ein mit der zollamtlichen Austrittsbestätigung oder
einer Aufgabebestätigung eines öffentlichen Ver-
kehrsunternehmens versehenes Blatt 2 der Ausfuhr-
erklärung vorzulegen.

§ 3. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, gelten sie für die Verteilung als ein Antrag.
Findet die in den Anträgen nach § 2 enthaltene
Gesamtmenge in dem jeweiligen Kontingent Dek-
kung, sind sämtliche Anträge in voller Höhe zu
befriedigen.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach § 2
enthaltene Gesamtmenge die Höhe des jeweiligen
Kontingents, bleibt jedoch die Gesamtmenge der
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gemäß § 2 nachgewiesenen Lieferungen unter der
Höhe dieses Kontingents, ist der den nachgewiese-
nen Lieferungen entsprechende Teil des Kontin-
gents unter den Antragstellern nach Maßgabe der
nachgewiesenen Lieferungen aufzuteilen. Der ver-
bleibende Rest des Kontingents ist durch die nicht
durch nachgewiesene Lieferungen abgedeckte Ge-
samtmenge der Anträge zu dividieren und gemäß
dem sich so ergebenden Quotienten auf jene
Antragsteller aufzuteilen, die in ihren Anträgen
auch nicht durch nachgewiesene Lieferungen
abgedeckte Mengen beansprucht haben.

(3) Übersteigen nicht nur die in den Anträgen
nach § 2 enthaltenen Gesamtmengen, sondern auch
die Gesamtmenge der gemäß § 2 nachgewiesenen
Lieferungen die Höhe des jeweiligen Kontingents,
ist das Kontingent durch die Summe der nachgewie-
senen Lieferungen zu dividieren und gemäß dem
sich so ergebenden Quotienten auf die Antragsteller
nach Maßgabe der von ihnen jeweils nachgewiese-
nen Lieferungen aufzuteilen.

§ 4. Sind Kontingente auf Grund der erstmaligen
Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht erschöpft,
werden nach dem 1. Oktober 1991 einlangende
Anträge nach Maßgabe des Datums ihres Einlan-
gens berücksichtigt, bis das Kontingent erschöpft ist.
Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen Tag
eingelangt sind und die zusammen den noch nicht

zugeteilten Rest des Kontingents übersteigen, ist
dieser Rest durch die Anzahl der Anträge zu
dividieren. Sodann sind jene Anträge, deren Höhe
den sich nach dem zweiten Satz ergebenden
Quotienten nicht überschreitet, in voller Höhe zu
befriedigen. Der verbleibende Rest des Kontingents
ist neuerlich durch die Zahl der verbleibenden
Anträge zu dividieren, und Anträge, die in dem sich
so ergebenden Quotienten Deckung finden, sind zu
befriedigen. Überschreiten schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, ist das Kontingent bzw.
dessen Rest auf sämtliche Anträge in gleicher Höhe
aufzuteilen.

§ 5. (1) Bewilligungen im Rahmen eines Kontin-
gents sind nach Ausnützung oder nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer unverzüglich dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu über-
mitteln.

(2) Wird auf Grund der rückgelangten Bewilli-
gungen die auf das entsprechende Kontingent der
Anlage 1 dieser Verordnung angerechnet wurden,
festgestellt, daß diese ganz oder teilweise nicht
ausgenützt wurden, ist die nicht ausgenützte Menge
dem betreffenden Kontingent zuzuweisen und nach
Maßgabe des § 4 zur Verteilung zu bringen.

Schüssel

Anlage 1

520. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Abschnittes der B 69
Südsteirische Grenz Straße im Bereich der

Gemeinde Soboth

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenteil der B 69 Südsteirische Grenz
Straße von km 13,91 (alt/neu) bis km 15,325
(alt)/14,64 (neu) wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
31. März 1988, BGBl. Nr. 193, bestimmten —
Abschnitt „Feistritzbach" für den Durchzugsver-
kehr entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelas-
sen.

Schüssel
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521 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 143
Hausruck Straße im Bereich der Marktge-

meinde Eberschwang

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 159/1990 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 143
Hausruck Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde Eberschwang wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 27,320 (alt) und bindet nach Überbrückung der

Bahnlinie der ÖBB Attnang-Puchheim—Ried im
Innkreis bei km 28,176 (alt) wieder in den Bestand
ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Oberösterreichischen Landesregierung sowie bei
der Marktgemeinde Eberschwang aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. 8704—14 im Maßstab
1 : 1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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